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Beschluss des Grossen Gemeinderats 

 
betreffend 
 
Planungszone / Postulat Barbara Feuz (SP) 
 
 
 
Der Grosse Gemeinderat von Spiez 
 
➢ auf Antrag des Gemeinderats 
➢ gestützt auf Art. 28 ff der Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderats 
 
beschliesst: 
 
 
 
Dem Grossen Gemeinderat wird beantragt, das Postulat zu überweisen. 
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1. Ausgangslage 
 
An der Sitzung des Grossen Gemeinderats vom 24. November 2025 hat Barbara Feuz (SP) ein 
Postulat betreffend Planungszone eingereicht. Das Postulat verlangt, dass der Gemeinderat beauf-
tragt werden soll, für die Gemeinde Spiez eine Planungszone „Beschränkung Zweitwohnungen und 
kurzzeitige Vermietung“ als sofortige Massnahme zu prüfen. 
 
Die Verfasserin des Postulates begründet wie folgt: 
➢ Der Druck auf die Gemeinde Spiez nimmt zu, da umliegende Gemeinden wie Krattigen, Sigriswil 

und die Bödeligemeinden bereits Massnahmen oder Planungszonen zur Beschränkung von 
Zweitwohnungen und kurzzeitigen Vermietungen getroffen haben.  

➢ In den letzten Monaten lässt sich in Spiez eine Zunahme an Baugesuchen, Zwecks Umnutzung 
von Wohnungen und Häusern zu Kurzzeitvermietungen, feststellen. 

➢ Mit dieser Massnahme kann sich die Gemeinde den Handlungsspielraum sichern, den sie für 
die geforderte Anpassung des Baureglements (vgl. Motion Jungen) und die notwendige Volks-
abstimmung braucht. 

➢ Ebenfalls schafft eine vorübergehende Planungszone mehr Schutz für unsere lokalen Hotels, 
welche hinsichtlich Vorschriften gegenüber kurzzeitigen Vermietungen momentan benachteiligt 
sind. 

 
 

2. Bericht 
 
Ausführungen zur Planungszone 
Für den Erlass einer Planungszone müssen klar definierte rechtliche Voraussetzungen erfüllt sein. 
Insbesondere muss eine konkrete Planungsabsicht bestehen, und es muss dargelegt werden kön-
nen, dass ohne Planungszone die künftige Nutzungsplanung gefährdet wäre.  
 
Als temporärer Schutzmechanismus stellt die Planungszone sicher, dass während einer wichtigen 
Planungsphase keine Bauprojekte oder Nutzungen bewilligt werden, die die zukünftige Entwicklung 
beeinträchtigen oder verunmöglichen könnten. 
 
Eine Planungszone ist nur zulässig, wenn sie geeignet, rechtmässig und verhältnismässig ist.  
 
Der Planungszweck der Planungszone muss klar beschrieben werden. Dieser legt fest, welche Ziele 
die Gemeinde mit der anstehenden Planung verfolgt und welche raumplanerischen Entwicklungen 
gesteuert oder gesichert werden sollen.  
 
Das betroffene Gebiet muss eindeutig abgegrenzt werden können. 
 
Der Gemeinderat hat beim Erlass einer Planungszone nachvollziehbar zu begründen: 

• weshalb eine Planungszone erforderlich ist, 
• welcher Planungszweck verfolgt wird, 
• weshalb dieser ohne Planungszone gefährdet wäre, bzw. welche Nachteile ohne Planungs-

zone entstehen würden, 
• weshalb die Planungszone das geeignete, rechtmässige und verhältnismässige Instrument 

darstellt. 
 

Mit der Publikation tritt die Planungszone sofort in Kraft. Die Geltungsdauer beträgt zwei Jahre und 
kann einmalig um maximal drei Jahre verlängert werden (Gesamtdauer höchstens fünf Jahre). 
 
Eine Planungszone verschafft der Gemeinde die notwendige Zeit, um eine sorgfältige Planung aus-
zuarbeiten. Sie verhindert, dass in der Zwischenzeit Bauprojekte entstehen, die der künftigen Stra-
tegie widersprechen würden, und kann damit Fehlentwicklungen stoppen. Gleichzeitig wird die Mit-
wirkung der Bevölkerung gestärkt, denn diese kann in den Planungsprozess einbezogen werden. 
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Für Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer bedeutet eine Planungszone eine temporäre Ein-
schränkung der baulichen Nutzungsmöglichkeiten. Investorinnen und Investoren verlieren vorüber-
gehend Planungssicherheit und müssen Projekte anpassen oder sistieren. Nach Raumplanungsge-
setz (RPG) und Bundesgerichtspraxis besteht jedoch keine Entschädigungspflicht, solange die Ein-
schränkung zeitlich begrenzt und verhältnismässig ist. 
 
Entwicklung der Portalwohnungen in Spiez 
Der Gemeinderat verfolgt die dynamische Entwicklung der zunehmenden Zahl von Portalwohnun-
gen in Spiez aufmerksam. Diese Entwicklung wird durch die hohe touristische Attraktivität des Ber-
ner Oberlandes begünstigt. Zudem haben verschiedene Gemeinden der Region ihre Regelungen 
im Baureglement verschärft oder Planungszonen erlassen, was den Druck auf Spiez zusätzlich er-
höht. 
 
Die Gemeinde Spiez hat eine Wohnraumanalyse in Auftrag gegeben, welche zurzeit in Bearbeitung 
ist. Die Ergebnisse der Analyse werden Grundlagen liefern, um beurteilen zu können, ob eine Pla-
nungszone zweckmässig ist. 
 
Fazit 
Planungszonen sind vom Gesetzgeber klar definiert und für Gemeinden ein wirksames Instrument, 
um bei ungewollten raumplanerischen Entwicklungen einzugreifen und die kommunalen baurechtli-
chen Grundlagen neu auszurichten. Sie ermöglichen es der Gemeinde, während einer laufenden 
Planung jene Bauvorhaben zu stoppen, die die künftige Nutzungsordnung beeinträchtigen oder ver-
unmöglichen würden. 
 
Eine Planungszone bedeutet jedoch immer auch eine temporäre Einschränkung des Grundeigen-
tums. Die Gesetzgebung schreibt deshalb klar vor, unter welchen Voraussetzungen ein solcher Ein-
griff zulässig ist. 
 
Angesichts der aktuellen Entwicklung in Spiez und in den umliegenden Gemeinden erachtet der 
Gemeinderat eine sorgfältige Prüfung des Instruments als angezeigt. Die laufende Wohnraumana-
lyse wird zusätzliche Grundlagen liefern, um beurteilen zu können, ob eine Planungszone zweck-
mässig ist. 
 
Die Prüfung des Erlasses einer Planungszone schafft Klarheit und stellt sicher, dass eine allfällige 
Planungszone rechtlich fundiert und verhältnismässig ausgestaltet wird. 
 
 

3. Finanzielle Auswirkungen 
Die finanziellen, personellen und organisatorischen Auswirkungen auf die Gemeinde Spiez können 
zurzeit nicht abgeschätzt werden. 
 
 

4. Antrag 
 
Dem Grossen Gemeinderat wird beantragt, das Postulat zu überweisen. 
 
 
Beilage 
➢ Text Postulat 
 
 
Spiez, 9. Februar 2026 


